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A. Bericht der Abgeordneten Frau Nadig*) 


B. Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksachen 1703, 1803 — in der anliegen- 
den Fassung mit der Überschrift „Entwurf eines Ersten Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung des Bundesevakuiertengesetzes“ 
anzunehmen, 

2. die zu diesem Gesetzentwurf eingegangenen Petitionen für er- 
ledigt zu erklären. 


Bonn, den 2. Juli 1957 


Der Ausschuß für Angelegenheiten 
der inneren Verwaltung 

Maier (Freiburg) Frau Nadig 

Vorsitzender Berichterstatterin 


*) folgt unter zu Drucksache 3667 
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Beschlüsse des 8. Ausschusses 


Entwurf eines Ersten Gesetzes 

zur Änderung und Ergänzung des Bundesevakuiertengesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Das Bundesevakuiertengesetz vom 14. Juli 
1953 (Bundesgesetzbl. I S. 586) wird wie 
folgt geändert und ergänzt: 

1. § 1 erkält folgende Fassung: 

♦ 

4 i 

Evakuierte 

(1) Evakuierte sind Personen, die 

1. in der Zeit vom 26. August 1939 bis 
31. Dezember 1946 ihre Wohnsitzge- 
meinde (Ausgangsort) im Geltungsbe- 
reich dieses Gesetzes aus kriegsbedingten 
Gründen verlassen und in einer ande- 
ren Gemeinde (Zufluchtsort) im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes Aufnahme 
gefunden haben oder 

2. in der Zeit vom 26. August 1939 bis 
31. Dezember 1946 ihre Wohnsitzge- 
meinde (Ausgangsort) im Geltungsbe- 
reich dieses Gesetzes aus kriegsbeding- 
ten Gründen verlassen und in einer 
Gemeinde (Zufluchtsort) außerhalb des 
Geltungsbereichs dieses Gesetzes Auf- 
nahme gefunden haben oder 

3. in der Zeit vom 26. August 1939 bis 
31. Dezember 1946 ihre außerhalb des 
Geltungsbereichs dieses Gesetzes ge- 
legene Wohnsitzgemeinde (Ausgangs- 
ort) im Deutschen Reich nach dem Ge- 
bietsstand vom 31. Dezember 1937 aus 


kriegsbedingten Gründen verlassen 
haben, in einer Gemeinde (Zufluchts- 
ort) im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
Aufnahme gefunden haben und in die- 
sem ihren Wohnsitz oder Aufenthalt 
beibehalten haben oder 

4. als Heimkehrer im Sinne der §§ 1 
und 1 a des Heimkehrergesetzes vom 
19. Juni 1950 (Bundesgesetzbl. S. 221) 
in seiner jeweils geltenden Fassung 

a) in der Wohnsitz- oder Aufenthalts- 
gemeinde ihrer evakuierten Haus- 
haltsgemeinschaft Aufnahme gefun- 
den haben oder finden oder 

b) im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
Aufenthalt nehmen, wenn der 
Wohnsitz oder Aufenthalt ihrer 
evakuierten Haushaltsgemeinschaft, 
auf die die Bestimmungen dieses 
Gesetzes Anwendung finden, sich 
außerhalb des Geltungsbereichs des 
Gesetzes befindet. 

(2) Absatz 1 findet auf alle während 
ider Dauer der Evakuierung geborenen 
Kinder von Evakuierten, auf Ehegatten 
von Evakuierten und auf alle zur Haus- 
haltsgemeinschaft des Evakuierten ge- 
hörenden sonstigen Personen Anwen- 
dung. 

(3) Als Zufluchtsort im Sinne des Ab- 
satzes 1 Nr. 1 bis 3 gilt die Wohnsitz- 
oder Aufenthaltsgemeinde vom 18. Juli 
1953. 

(4) Kriegsbedingte Gründe im Sinne 
des Absatzes 1 liegen in der Regel vor 
beim Verlassen der Wohnsitzgemeinde 


2 



l.im Zusammenhang mit militärischen 
Maßnahmen oder 

2. aus Anlaß der Entfernung von Per- 
sonen oder der Verlagerung von Be- 
trieben oder Anlagen aus kriegsgefähr- 
deten Gebieten oder 

3. infolge Unbenutzbarkeit der Wohnung 
durch gänzliche oder teilweise Zer- 
störung oder infolge Entziehung oder 
Aufgabe der Wohnung auf Grund be- 
hördlicher Maßnahmen.“ 

2. § 2 erhält folgende Fassung: 

♦ 

4 2 

Anwendungsbereich 

(1) Soweit im folgenden nichts anderes 
bestimmt wird, finden die Vorschriften 
dieses Gesetzes auf Evakuierte im Sinne 
des § 1 Anwendung, die 

1. einschließlich ihrer Haushaltsgemein- 
schaft am 18. Juli 1953 in ihren Aus- 
gangsort noch nicht rückgeführt oder 
zurückgekehrt waren oder die bis da- 
hin nach versuchter Rückkehr aus 
wohnraummäßigen, hygienischen oder 
beruflichen Gründen, die kriegsbedingt 
sein müssen, den Ausgangsort alsbald 
wieder verließen und 

2. ihren Rückkehrwillen erklären. Die 
Bundesregierung wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung mit Zustim- 
mung des Bundesrates für die Abgabe 
dieser Erklärung eine Ausschlußfrist 
festzusetzen. 

(2) Für Evakuierte, deren Ausgangsort 
außerhalb des Geltungsbereichs des Ge- 
setzes liegt (§ 1 Abs. 1 Nr. 3) ist § 5 
Abs. 1 Satz 2 nach Maßgabe der Bestim- 
mungen des § 6 anzuwenden. 

(3) Der Rückkehrwille ist von den Per- 
sonen, die bei dem Inkrafttreten des Ge- 
setzes zur Änderung und Ergänzung des 
Bundesevakuiertengesetzes ihren Wohn- 
sitz oder Aufenthalt im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes haben, binnen sechs Mo- 
naten, von Personen, die an diesem Tage 
ihren Wohnsitz oder Aufenthalt außer- 
halb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes 
haben, innerhalb eines Jahres zu erklären. 
Die Frist beginnt mit dem Ablauf des 
Monats, in dem dieses Gesetz in Kraft 
tritt. Für Heimkehrer, für die die Be- 
stimmungen dieses Gesetzes Anwendung 


finden, beginnt die Frist mit dem Ablauf 
des Monats, in dem sie zurückkehren, 
wenn ihre Rückkehr nach dem Inkraft- 
treten des Gesetzes zur Änderung und 
Ergänzung des Bundesevakuiertengesetzes 
erfolgt. Für die nach dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes eingetretenen Verände- 
rungen der Haushaltsgemeinschaft (5 1 
Abs. 2) beginnt die Frist mit dem Ablauf 
des Monats, in dem die Veränderung ein- 
getreten ist. 

(4) Absatz 3 findet entsprechende An- 
wendung für Personen, für die die Erste 
Verordnung zur Durchführung des Bun- 
desevakuiertengesetzes vom 20. Dezem- 
ber 1954 (Bundesgesetzbl. I S. 440) gilt 
und die die Erklärung des Rückkehr- 
willens nicht oder nicht rechtzeitig abge- 
geben haben, sofern sie glaubhaft machen, 
'daß sie ihren Rückkehrwillen fristgemäß 
erklärt hätten, wenn die durch die Ände- 
rungen und Ergänzungen der § 1 Abs. 2, 
§ 2 Abs. 1 Nr. 1, § 6 Abs. 1 bis 3, § 11 
Abs. 2 und 6, §§ 12 a, 16 a und 17 Abs. 3 
erweiterten Betreuungsmaßnahmen vor 
Ablauf der Ausschlußfrist bereits bestan- 
den hätten. 

(5) Wer glaubhaft macht, daß er ohne 
Verschulden verhindert gewesen ist, die 
im Absatz 3 vorgesehene Frist einzuhal- 
ten, kann die Erklärung des Rückkehr- 
willens unverzüglich nach Beseitigung des 
Hindernisses nachholen. 

(6) Die Erklärung des Rückkehrwillens 
gemäß Absatz 1 Nr. 2 gilt als widerrufen, 
wenn der Evakuierte von der ihm ge- 
botenen Rückführung in seinem Aus- 
gangsort binnen einer ihm gesetzten Frist 
nicht Gebrauch macht, obwohl ihm die 
Rückführung zumutbar ist. Über den 
Eintritt des Widerrufs entscheidet die 
nach § 4 Abs. 1 Satz 3 zuständige Be- 
hörde. Der Evakuierte verliert mit der 
Rechtskraft der Entscheidung die Rechte 
und Vergünstigungen nach dem Gesetz.“ 

3. § 4 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

$ 

4 4 

Durchführung 

(1) Die Erklärung gemäß § 2 Abs. 1 
Nr. 2 ist bei der von den Ländern zu be- 
stimmenden Behörde des Zufluchtsortes 
abzugeben. Von Personen, die sich außer- 
halb des Geltungsbereichs des Bundes- 
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evakuiertengesetzes aufhalten, ist die Er- 
klärung bei der nach Satz 3 für den Aus- 
gangsort zuständigen Behörde abzugeben. 
Die Erklärung ist von der von den Län- 
dern zu bestimmenden Behörde des Aus- 
gangsortes in ein Register aufzunehmen, 
falls 'die Voraussetzungen der §§ 1 und 2 
Abs. 1 erfüllt isind. Dem Antragsteller ist 
ein Bescheid zu erteilen.“ 

4. a) § 5 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Der Rückführung im Sinne des 
Absatzes 1 steht eine Rückkehr des 
Evakuierten außerhalb des behördlich 
gelenkten Rückführungsverfahrens in 
seinen Ausgangsort nach dem 18. Juli 
1953 dann gleich, wenn der Eva- 
kuierte durch Bescheinigung der Ge- 
meindebehörde des Ausgangsortes 
eine Wohnung für sich und seine 
Haushaltsgemeinschaft nachweist.“ 

b) An § 5 wird folgender Absatz 4 ange- 
fügt: 

„(4) Bei der Rückführung ist die 
Haushaltsgemeinschaft zu wahren. Sie 
soll ohne Einverständnis des Eva- 
kuierten auch nicht vorübergehend 
getrennt werden.“ 

5. § 6 erhält folgende Fassung: 

4 6 

Ersatzausgangsort 

(1) Stelht ein Evakuierter in einem 
anderen als dem Zufluchtsort in einem 
Arbeits- oder Dienstverhältnis oder kann 
er in einem anderen als dem Zufluchtsort 
ein solches nachweisbar begründen, so 
kann auf Antrag der vorhandene oder 
künftige Arbeits- oder Dienstort als Aus- 
gangsort im Sinne des § 1 Abs. 1 zuge- 
lassen werden. 

(2) Übt ein Evakuierter in einem ande- 
ren als dem Zufluchtsort einen selbstän- 
digen Beruf oder eine andere selbständige 
Erwerbstätigkeit aus oder kann er in 
einem anderen als dem Zufluchtsort einen 
selbständigen Beruf oder eine andere 
selbst an dige Erwerbstätigkeit nachweisbar 
begründen, so kann auf Antrag der Ort, 
an dem der selbständige Beruf oder die 
andere selbständige Erwerbstätigkeit aus- 
geübt wird oder nachweisbar ausgeübt 
werden wird, als Ausgangsort im Sinne 
des § 1 Abs. 1 zugelassen werden. 


(3) Als Ausgangsort im Sinne des § 1 
Abs. 1 kann im Wege der Familienzusam- 
menführung die Wohnsitzgemeinde von 
Familienangehörigen des Evakuierten zu- 
gelassen werden, wenn diese mit dem 
Evakuierten in gerader Linie oder in der 
Seitenlinie bis zum zweiten Grad ver- 
wandt sind. 

(4) Über den Antrag gemäß Absatz 1 
bis 3 entscheidet die für den beantragten 
Ersatzausgangsort zuständige Landes- 
behörde.“ 

6. An § 8 wird der folgende Absatz 3 ange- 
■fügt: 

„(3) Die Kosten der Rückführung oder 
Rückkehr der Evakuierten, die zur Zeit 
ihrer Rückführung oder Rückkehr ihren 
Wohnsitz oder Aufenthalt außerhalb des 
Geltungsbereichs dieses Gesetzes hatten 
oder haben, trägt der Bund.“ 

7 . § 9 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Im Rahmen der Wohnungsbau- 
programme für den öffentlich geförder- 
ten sozialen Wohnungsbau (§§ 13 ff. 
des Ersten Wohnungsbaugesetzes vom 
24. April 1950 — Bundesgesetzbl. S. 83 
— und §§ 25 ff. des Zweiten Wohnungs- 
baugesetzes vom 27. Juni 1956 — Bun- 
desgesetzbl. I S. 523 — in ihrer jeweils 
geltenden Fassung) ist in möglichst wei- 
tem Umfange zugunsten der Evakuierten 
auch die Begründung von Eigentum an 
Wohnungen (Eigenheimen, Kleinsiedlun- 
gen, Wohnungseigentum oder Dauer- 
wohnrecht) zu fördern.“ 

8. Die Überschrift des Abschnittes IV erhält 

^ folgende Fassung: 

„Betreuungsmaßnahmen“. 

9. § 11 erhält folgende Fassung: 

4 11 

Zulassung zur Kassenpraxis 

(1) Ein Evakuierter, der vor der Eva- 
kuierung als Arzt, Zahnarzt oder Den- 
tist im Ausgangsort zur Kassenpraxis zu- 
gelassen war, bleibt zugelassen, wenn er 
in seinen Ausgangsort rückgeführt wird 
oder zurückkehrt. 

(2) Zur Kassenpraxis im Ausgangsort 
zugelassen gilt nach Rückführung oder 
Rückkehr ein Evakuierter, der vor der 
Evakuierung zur Ausübung eines Berufes 
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als Arzt, Zahnarzt oder Dentist befugt 
war, wenn ihm die Teilnahme an der 
Kassenpraxis als Arzt, Zahnarzt oder 
Dentist am Ausgangsort gestattet war 
oder wenn er seine Zulassung zur Kassen- 
praxis als Arzt, Zahnarzt oder Dentist 
erst an einem Zufluchtsort erhalten hat 
oder wenn ihm die Teilnahme an der 
Kassenpraxis als Arzt, Zahnarzt oder 
Dentist an einem Zufluchtsort gestattet 
war. 

(3) Einer Zustimmung der beteiligten 
Zulassungsausschüsse bedarf es nicht. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten auch 
für solche Ärzte, Zahnärzte und Den- 
tisten, auf die die Voraussetzungen des 
§ 1 zutreffen, die aber bereits von dem 
18. Juli 1953 an ihren Ausgangsort zu- 
rückgekehrt sind. 

(5) Die Wahl des Arztsitzes im Aus- 
gangsort bedarf der Zustimmung des zu- 
ständigen Zulassungsausschusses. Gegen 
die Versagung der Zustimmung kann der 
Evakuierte von dem für das Zulassungs- 
Verfahren vorgesehenen Rechtsmittel Ge- 
brauch machen. 

(6) Im übrigen sind Evakuierte, die vor 
der Evakuierung zur Ausübung eines Be- 
rufes als Arzt, Zahnarzt oder Dentist be- 
fugt waren, bei sonst gleichen Bedingun- 
gen am Ausgangsort bevorzugt zuzu- 
lassen.“ 

^0. § 12 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die selbständige Erwerbstätigkeit 
der Evakuierten im Gewerbe, in der 
Landwirtschaft und in freien Berufen in 
ihren Ausgangsorten ist durch Gewäh- 
rung von Krediten aus öffentlichen Mit- 
teln des Bundes und der Länder zu gün- 
stigen Zins-, Tilgungs- und SicherungiS- 
bedingungen, durch Zinsverbilligungen 
und Bürgschaftsübernahmen zu fördern.“ 

11. Nach § 12 wird der folgende § 12 a ein- 
♦ gefügt: 

4 12 a 

Vergabe von öffentlichen Aufträgen 

Bei der Vergabe von öffentlichen Auf- 
trägen sind die Evakuierten in den Aus- 
gangsorten unbeschadet von Regelungen 
für notleidende Gebiete bevorzugt zu be- 
rücksichtigen. Entsprechendes gilt für 
Unternehmen, an denen Evakuierte mit 


mindestens der Hälfte des Kapitals be- 
teiligt sind, sofern die Beteiligung für 
mindestens sechs Jahre vereinbart ist. Der 
Bundesminister für Wirtschaft erläßt im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister 
für Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegs- 
geschädigte hierzu allgemeine Richt- 
linien.“ 

12. § 16 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Nach Maßgabe der vom Bund be- 
reitzustellenden Mittel sollen Beihilfen 
zur Berufsausbildung jugendlicher Eva- 
kuierter oder zur Umschulung für einen 
geeigneten Beruf gewährt werden (Aus- 
bildungsbeihilfen), sofern nicht bereits 
vorhandene gesetzliche Vorschriften eine 
Regelung vorsehen. Das Nähere be- 
stimmt der Bundesminister für Vertrie- 
bene, Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte 
im Einvernehmen mit idem Bundesmini- 
ster der Finanzen.“ 

13. Nach § 16 wird folgender § 16 a einge- 

♦ fügt: 

4 16 a 

öffentliche Bedienstete 

Der Rückführung oder Rückkehr Eva- 
kuierter, die im öffentlichen Dienst 
stehen oder bis zur Evakuierung im 
öffentlichen Dienst beschäftigt waren, soll 
durch bevorzugte Berücksichtigung ihrer 
Gesuche um Versetzung lin den Ausgangs- 
ort oder um Wiedereinstellung bei Be- 
hörden des Ausgangsorts Rechnung ge- 
tragen werden.“ 

14. § 17 erhält folgenden Absatz 3: 

,,i(3) Die Schaffung von Dauerarbeits- 
plätzen für ältere Angestellte und weib- 
liche Arbeitskräfte ist besonders zu för- 
dern.“ 

15. § 20 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Bundesregierung wird er- 
mächtigt, durch Rechtsverordnung mit 
Zustimmung des Bundesrates Betreuungs- 
maßnahmen nach den §§10 und 18 auch 
für solche Evakuierte zuzulassen, die 
innerhalb von zwei Jahren vor dem 
18. Juli 1953 an ihre Ausgangsorte zu- 
rückgekehrt sind.“ 
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16. § 21 Abs . 1 und 2 erhalten folgende Fas- 
♦ sung: 

„(1) Vergleichbare Betreuungsmaßnah- 
«men nach anderen Gesetzen zugunsten 
anderer Personengruppen werden durch 
die Bestimmungen des § 9 Abs. 1, des 
§ 10 Abs. 3, des § 11 Abs. 6, des 
§ 12 a, der §§ 14, 15 Abs. 1, des § 16 
A'bs. 2, des § 16 a und des § 17 Abs. 3 
nicht berührt. 

(2) Rechte und Betreuungsmaßnahmen 
nach den Vorschriften der §§ 10 bis 17 
und 19 können nur gewährt werden, 
wenn sie bis zum Ablauf von vier Jahren 
nach der Rückführung oder Rückkehr 
des Evakuierten beantragt werden.“ 

Artikel II 

(1) Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des 
§13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes 


vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) 
auch im Land Berlin. Die Aufstellung der 
Pläne über die Rückführung von Evakuier- 
ten nach Berlin (§ 7) erfolgt im Benehmen 
mit dem Senat von Berlin. 

(2) Nach Maßgabe des Absatzes 1 Satz 2 
gelten Rechtsverordnungen, die auf Grund 
der in diesem Gesetz enthaltenen Ermächti- 
gung erlassen werden, im Land Berlin nach 
§14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 


Artikel III 

Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland. 

Artikel IV 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 
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